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Die Bundesregierung der BRD hat am 13. Dezember 1985 
einem Gesetzentwurf zur Änderung des § 116 des Arbeitsför­
derungsgesetzes (AFG) vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S. 582) zu­
gestimmt. Der Bundestag hat den Entwurf am 5. Februar 1986 
auf einer Sondersitzung in erster Lesung behandelt und an 
die Ausschüsse verwiesen. Nach jüngsten Pressemeldungen1 
soll der Entwurf bereits am 21. März 1986 im Bundestag ver­
abschiedet werden.

Die vorgesehene Änderung des § 116 AFG ist seit Monaten 
Gegenstand heftiger Auseinandersetzungen in der BRD. Die 
demokratischen Kräfte sprechen von einem „Anschlag auf die 
Tarifautonomie, das Streikrecht, die Grundrechte der Gewerk­
schaften, auf die Lebensrechte des ganzen arbeitenden Vol­
kes“.1 2 In der Tat: es geht um die Ausschaltung der Gewerk­
schaften als gesellschaftliche Gegenkraft. Deswegen sollen 
ihre Kampfrechte, insbesondere das Streikrecht, weiter aus­
gehöhlt werden.

Vorgeschichte und Inhalt der beabsichtigten Neufassung 
des § 116 AFG

Aus der zunehmenden gesellschaftlichen Arbeitsteilung und 
der immer stärkeren Verflechtung der kapitalistischen Unter­
nehmen folgt, daß heute ein Streik3 zunehmend Auswirkun­
gen auch auf Bereiche hat, die selbst nicht in den Arbeits­
kampf einbezogen sind, z. B. durch den Ausfall von Zuliefe­
rungen- Würden in derartigen Fällen die vom Arbeitskampf 
mittelbar betroffenen Werktätigen nicht nur Arbeit und Lohn 
einbüßen, sondern auch noch der sog. Lohnersatzleistungen 
(Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld) verlustig gehen, so würde 
jeder Streik für eine Gewerkschaft nicht mehr auf das von ihr 
vorgesehene Tarifgebiet (Schwerpunktstreiks, Streiks im Rah­
men der neuen Beweglichkeit usw.) beschränkt bleiben. Die 
Gewerkschaft müßte damit stets ein von ihr nicht beeinfluß­
bares Risiko eingehen. Vor allem aber ist dieses Risiko von 
den Unternehmern mit Hilfe der sog. kalten Ausperrung be­
liebig einlösbar.

Mit § 116 AFG in seiner gegenwärtigen Fassung4 ist dies 
gerade noch zu verkraften. Danach ist die Bundesanstalt für 
Arbeit grundsätzlich verpflichtet, an mittelbar von Streiks be­
troffene Werktätige derselben Branche, aber außerhalb des 
umkämpften Tarifgebietes, Arbeitslosenunterstützung zu zah­
len, es sei denn, daß deren Forderung und die des Arbeits­
kampfes „nach Art und Umfang gleich“, also weitgehend iden­
tisch sind. Bei diesen Zahlungen handelt es sich im übrigen 
um Mittel, die zur einen Hälfte aus den eingezahlten Versiche­
rungsbeiträgen der Beschäftigten und zur anderen Hälfte aus 
von ihnen erarbeiteten Anteilen stammen, die die Unterneh­
mer einzahlen.

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit, Franke, hatte 
bereits 1984 versucht, § 116 AFG außer Kraft zu setzen: Nach 
dem sog. Franke-Erlaß durfte während der schweren Streik­
kämpfe der IG Metall an mittelbar von diesem Arbeitskampf 
betroffene Werktätige kein Kurzarbeitergeld gezahlt werden. 
Als Begründung wurde angegeben, die Bundesanstalt würde 
sonst den Streik unterstützen und damit ihre Neutralität ver­
lieren, Gewerkschaftliche Großdemonstrationen sowie Ent­
scheidungen einiger Sozialgerichte, die den Franke-Erlaß für 
rechtswidrig erklärten, führten zu seiner Aufhebung.

Nach der von der Bundesregierung beschlossenen Neufas­
sung des § 116 Abs. 3 AFG soll der Anspruch auf Arbeitslosen­
geld bis zur Beendigung des Arbeitskampfes ruhen, wenn der

Betrieb „1. dem räumlichen und fachlichen Geltungsbereich 
des umkämpften Tarifvertrages zuzuordnen ist oder“ — und 
hierauf kommt es besonders an — „2. nicht dem räumlichen, 
aber dem fachlichen Geltungsbereich des umkämpften Tarif­
vertrages zuzuordnen ist und im räumlichen Geltungsbereich 
des Tarifvertrages, dem der Betrieb zuzuordnen ist, eine For­
derung erhoben worden ist, die einer Hauptforderung des Ar­
beitskampfes nach Art und Umfang annähernd gleich ist“.5

Dabei soll allein die Vermutung, daß in Tarifgebieten 
außerhalb des umkämpften Bereichs später einmal „ a n n ä ­
h e r n d  g l e i c h e “  Forderungen wie im eigentlichen Streik­
bezirk erhoben werden könnten, genügen, um Versicherungs­
ansprüche der Werktätigen auszuschließen.6

Die Begründung zum Gesetzentwurf enthält verschiedene 
Beispiele: So würden Zahlungen in jedem Falle zu verweigern 
sein bei Forderungen nach Verkürzung der Arbeitszeit oder 
bei Forderungen nach Erhöhung der Tariflöhne, auch wenn 
diese Forderungen unterschiedlich sind, da die Hauptforderun­
gen ihrer Art nach als annähernd gleich betrachtet werden 
müßten. Diese Beispiele ließen sich beliebig erweitern.

Gravierende Auswirkungen der Neufassung des §116 AFG 
auf die Gewerkschaften

1. Mit der Neufassung des § 116 AFG werden durch unmittel­
baren gesetzlichen Eingriff die Gewichte im Arbeitskampf 
weiter zu Lasten der Gewerkschaften verschoben.

Künftig können die Unternehmer einen auf ein Tarifgebiet 
begrenzten Streik einer Gewerkschaft mit einer sog. kalten 
Aussperrung in der Gewißheit beantworten, daß die streikende 
Gewerkschaft damit finanziell ausgeblutet wird. Da die Bun­
desanstalt für Arbeit für die mittelbar vom Streik betroffenen 
Werktätigen die Zahlung von Arbeitslosengeld bzw. Kurz­
arbeitergeld verweigert, wäre die Gewerkschaft nämlich mo­
ralisch verpflichtet, auch diese Werktätigen, die ja überhaupt 
nicht am Streikkampf beteiligt sind, finanziell in gleicher 
Weise wie die Streikenden aus der Streikkasse zu unterstüt­
zen Dies aber übersteigt die Möglichkeiten selbst finanziell 
starker Gewerkschaften.

Berechnungen besagen, daß beim Metallarbeiterkampf 1984 
bei 58 000 Streikenden etwa 1,7 Millionen Werktätige mittelbar 
hätten betroffen sein können. Das hätte zur Folge gehabt, daß 
die Gewerkschaft pro Woche etwa 1 Milliarde DM Unterstüt­
zungsgelder hätte zahlen müssen. Würde die Gewerkschaft 
aber wie bisher an die mittelbar Betroffenen keine Gelder 
zahlen, so würde sie nunmehr mit großer Sicherheit ihre Mit­
glieder gegen sich aufbringen und letzten Endes zur Beendi­
gung des Streiks gezwungen werden.

Damit wird deutlich: Nicht durch Gewährung von Arbeits­
losengeld, sondern durch seine Nichtgewährung wird in den 
Arbeitskampf eingegriffen.

2. Der Angriff auf § 116 AFG wird unter dem Vorwand 
der „Wiederherstellung der Kampfparität der TarifDartner“ 
und der „Wahrung der Neutralität der Bundesanstalt für Ar­
beit“ geführt. Die Fehlerhaftigkeit des ersten „Arguments“ 
ist bereits kürzlich nachgewiesen worden.7 Zum zweiten „Ar­
gument“ sei folgendes angemerkt:

Die herrschende Lehre hat in die gegenwärtige Fassung des 
§ 116 AFG den Grundsatz hineininterpretiert, das paritäts-
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